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Der Sozialstaatsgedanke hat sich mit dem Wandel vom liberalen Nachtwächterstaat zum modernen 
Leistungss taat zu einem Strukturprinzip der Verfassung verdichtet. Sozialsraatlichkeit beruht auf den Grund-
lagen des liberalen Humanismus, der christlichen Soziallehren, der Arbeiterbewegung sowie auf völker-
rechtlichen Einflüssen. Die Ziele des programmarisch und grund(sozial-)rechtlich verfass ten Sozialstaates 
bestehen in der Gewährleistung sozialer Sicherheit, sozialer Gerechtigkei t , sozialen Ausgleichs und der 
Chancengleichheit. Charakteristisch für die schweizerische Ausprägung des Sozialstaates ist die starke Be-
tonung der Subsidiarität staatlicher Hilfe und der Eigenverantwortung der Einzelnen. 
I. Begriff, Wurzeln und Ziele des Sozialstaates 
A. Definition 
Sozialstaatlichkeit, ein verhältnismässig junges Prinzip, hat seine wesentlichen Ausprägun-
gen erst nach dem zweiten Weltkrieg erfahren1• Im Vergleich zur Rechtss taatlichkeit sind 
ihre Konturen noch nicht in gleichem Masse verfestigt. Materielle sozialstaatliche Postulate 
lassen sich weniger klar umgrenzen als die überwiegend formellen rechtsstaatliehen Prinzi-
pien. Zudem weist Sozialpolitik, aus der die sozialstaatliehen Normierungen in Verfassung 
und Gesetz hervorgegangen sind und deren Verwirklichung der Sozialstaatsgedanke dient, 
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einen dynamischen Charakter auf, da sie sich fortwährend neuen Erfordernissen und Gege-
benheiten anpassen muss2 • 
2 Trotz der stets aktuellen und notwendigen Kontroversen um die Gestaltung sozialstaatlicher 
Einrichtungen ist der verfassungsrechtliche Kernbestand des Sozialstaates als solcher wenig 
umstritten und gelangt in der neuen Bundesverfassung weit besser als früher zum Ausdruck3. 
Die Auseinandersetzungen bewegen sich somit grundsätzlich auf der Ebene der Sozialge-
setzgebung4. 
3 Eine Anknüpfung an einzelnen Sach- oder Rechtsgebieten bietet sich für eine Definition 
nicht an, da sich der Sozialstaatsgedanke auch ausserhalb der sozialrechtlichen Kerngebiete 
des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts entfaltet hat5. Eine Definition muss daher von 
den Zielen des Sozialstaates ausgehen6 und angesichts deren engen Beziehungen zu gesell-
schaftlich-wirtschaftlichen Entwicklungen offen genug bleiben, um auch künftig ihre Gel-
tung bewahren zu können. Sozialstaatlichkeit ist somit zu umschreiben als veifassungsrechtlich 
begründeter ständiger Auftrag an die staatlichen Behörden, mit geeigneten Massnahmen, welche 
den gesellschaftlich-wirtschaftlichen Kontext berücksichtigen, soziale Sicherheit und Gerechtig-
keit (d.h. Chancengleichheit und sozialen Ausgleich) zu verwirklichen, um dadurch die Men-
schenwürde der Einzelnen zu schützen und ihnen Jaktisch die Entfaltung ihrer Persönlichkeit 
und ihrer Grundrechte zu ermöglichen. 
B. Wurzeln des Sozialstaatsgedankens 
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die zunehmende Verelendung einer immer breiter werdenden Arbeitnehmerschicht formier-
te 10 . Sie forderte eine wirtschaftliche und soziale Besserstellung der Arbeiterschicht, eme 
Lösung der «sozialen Frage>> 11• 
C. Internationale Einflüsse 
Über internationale Konventionen kam die Schweiz mit dem Konzept der «Social Security» 
in Berührung. Dieses wurde vom amerikanischen Präsidenten F.D. Roosevelt als Teil des 
«New Dea!» initiiert und im «Social Security Act» von 1935 kodifiziert 12• Es unterscheidet 
sich in gewissen Punkten vom weit verbreiteten Bismarckschen Modell der Sozialversiche-
rung mit seinem selektionistischen Ansatz, da es eine universelle Minimalsicherung der ge-
samten Wohnbevölkerung anstrebt 13 • Während des zweiten Weltkrieges wurde die Verwirk-
lichung der sozialen Sicherheit als Kriegsziel propagiert und 1944 als Ergänzung in die 
Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) aufgenommen (Deklaration von 
Phi ladelphia). Das Konzept fand kurz nach dem zweiten Weltkrieg Eingang in die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte der UNO von 1948, in die sehr bedeutsame !AG-
Konvention N r. 102 von 1952 über die Mindestnormen der sozialen Sicherheir 14 sowie in 
einige weitere wichtige Übereinkommen 15 und war Gegenstand des berühmten «Report on 
Social Insurance and Allied Services» von Lord William Beveridge (1942) 16• 
D. Ziele 
5 
4 Die heute geltende schweizerische Sozialverfassung sowie ihre konkrete Umsetzung au Das liberale Rechsstaatsverständnis des 19. Jahrhunderts beschränkte die Pflichten des Staa- 6 
Gesetzesstufe geht auf verschiedenartige ideologische Einflüsse und Wurzeln zurück: den tes auf die Gewährleistung von Sicherheit, formaler Rechts<>leichheit sowie der Freiheits-
liberalen Humanismus7, die christliche Sozialethik8 und die Arbeiterbewegung9. Am wir- rechte, insbesondere des Privateigentums. Um weitere Aufg:ben hatte sich der Staat nicht 
kungsvollsten war vermudich der Einfluss der Arbeiterbewegung, die sich als Reaktion auf zu kümmern (Nachtwächterstaat). Dies ermöglichte zwar die Entfaltung des Unternehmer-
tums und einen durch die Industrialisierung bewirkten wirrschaftliehen Aufschwung, führ-
te aber auch zur Verelendung breiter Bevölkerungskreise, schloss sie faktisch vom Genuss 
]ö RG PAUL M üLLER, Soziale Grundrechte in der Verfassung (zit. Soziale Grundrechte), 2. Auf!. , Basel/ 
Frankfurt a.M. 198 1, S. 261 f.; W ALTER H ALLERIALFRED KöLZ, Allgemeines Staatsrecht, 2 . Auf!., Basel/ 
Genf/München 1999, S. 133; T sCHUDI, Sozialverfassung (Anm. 1), S. 2. 
der rechtsstaatliehen Freiheiten aus und verursachte enorme soziale Ungleichheiten. Beson-
Siehe z.B. den Überblick bei LUZIUS MADER, Die Sozial- und Umweltverfassung (zir. Sozial- und Um-
welrverfassung), AJP 1999, S. 698 ff. 
Die Sozialziele in Art. 4 1 BV entwickelten sich im Laufe der Verfassungsrevision zwar zu einer poliri- 10 
sehen Glaubensfrage. D och bot weniger ihr konkreter Inhalt Anlass zu Kontroversen als vielmehr ihr 
Symbolcharakter für oder gegen einen Ausbau des Sozialstaates auf unterer Normstufe, vgl. RENE RHINOW, 11 
Wirtschafts- , Sozial- und Arbeitsverfassung, in: ULRICH ZIMMERLI (Hrsg.), Die neue Bundesverfassung. 1' 
Konsequenzen für Praxis und Wissenschaft, Bern 2000, S. 173 f. Siehe auch Borschaft VE 96, S. 200. 
Siehe hinten Z iff. III. C; j öRG PAUL MüLLER, soziale Grundrechte (Anm. 2), S. 99 f. sowie T scHUDI, 13 
Sozialverfassung (Anm. I ) , S. I f. Vgl. auch ALFRED MAURER, Schweize risches Sozialversicherungsrech 
(zi r. Sozialversicherungsrechr), Band I, Allgemeiner Teil , 2. Auf!. , Bern 1983, S. 46 ff. 
Zu diesen Ziff. I. D. I~ 
Der polir isch in der Schweiz vor allem von den Radikalen im 19. Jahrhundert vertreten wurde und sich 15 
inhaltlich stark an die Ideale des französischen Revolutionsrechts anlehnte, vgl. ALFRED KöLZ, Neuere 
schweizerische Verfassungsgeschichre, Ihre Grundlinien vom Ende der Alten Eidgenossenschaft bis 1848, 
Bern 1992, S. 276 ff. 
Neben der auf die verschiedenen päpstlichen Sozialenzykliken gestützten katholischen Sozialethik übten 
- -- - L J : _ : - L - l ~ I: ... L. --L- :.: L_J : ... t. ... _ -··- -~~1: - ... l.. ... - T .,. )... .. .,. ... ...... .. ............... .... C: .... ll .. ...... " " "' 
ALFRED MAURER, Geschichte des schweizerischen Sozialversicherungsrech ts, Berlin 1981, S. 30 ff.; T SCHUDI, 
Entstehung (Anm. 9) , S. 17 . 
Dazu z. B. EDWIN SC!-IWEING RUBER, Sozialgesetzgebung der Schweiz, 2. Auf!. , Z ürich 1977, S. 3 ff. , 1 0 f. 
FELIX Sc HMID, Sozialrecht und Recht der sozialen Sicherheit. Die Begriffsbildung in Deutschland, Frank-
reich und der Schweiz, Berlin 1981, S. 44 ff.; Sc HWEINGRUBER (Anm. II ), S. 38 ff. 
PI ERRE-YVES GREBER, Les principes fondam entaux du droit international er du droit suisse de Ia securite 
sociale (zit. Principes), Genf 1984, S. 53 f.; MAURER, Sozialversicherungsrecht (Anm.5) , S. 63; SCHMID 
(Anm. 12), S. 50. 
Von der Schweiz 1978 ratifiziert (SR 0.831.1 02). 
Z. B. die Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit des Europarates vom 16. April1964 (SR 0.831 I 04) 
und der UNO-Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19. Dezember 1966 (SR 
0.103.1 ) . Nicht ratifiziert hat die Schweiz die Europäische Sozialcharta vom 18. Oktober 1961. Zur 
Übersicht über die weiteren Abkommen aufinternationaler und europäischer Ebene GREBER (Anm. 13), 
S. 55 ff., und zu ihrer Bedeutung in der Rechtsprechung etwa BGE 125 V 465; 124 V 225 , 234; 121 V 
4 0 · 1 ? fl V 1 ?R ? ?4 · 11 'l V 17 1. ?4 1 
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ders die von einem sozialen Risiko 17 Betroffenen blieben weitgehend sich selbst und ihren 
Angehörigen überlassen. 
7 Der um den Sozialstaatsgedanken bereicherte soziale Rechtsstaat zielt dagegen - auf der 
Grundlage gesellschaftlicher Solidarität - darauf ab, diese Fehlleistungen eines reinen 
Wirtschaftsliberalismus zu korrigieren 18 . Dabei geht er von denselben Grundwerten aus, 
nämlich der Menschenwürde, den Freiheitsrechten und der Rechtsgleichheit. Anders als der 
Wirtschaftsliberalismus strebt er jedoch deren foktische Verwirklichung an 19 . Die beiden 
Hauptziele der Sozialstaatlichkeit bestehen demnach in der Gewährleistung von soziale 
Gerechtigkeit und sozialer Sicherheif2°, welche notwendig ist, damit die Menschenwürde der 
Einzelnen gewahrt und die Ausübung der Grundrechte überhaupt ermöglicht wird21 . Mit 
dem Leitsatz der sozialen Gerechtigkeit soll ein gewisser sozialer Ausgleich sowie Chancen-
gleichheit bewirkt werden 22 • 
8 
li. Verankerung des Sozialstaatsgedankens in der Bundesverfassung 
A. Entwicklung und Eigenarten der schweizerischen Sozialverfassung 
1. Wandel der Verfassung und des Staatsverständnisses seit 1848 
Die Bundesverfassung von 1848 enthielt - neben dem Wohlfahrtszweck in Art. 2 - kein 
Elemente mit sozialstaatlichem Bezug23 • Die erste sozialpolitische Kompetenznorm aufBun 
desebene war Art. 34 der Bundesverfassung von 1874 (v.a. Arbeitsschutzgesetzgebung i 
Fabriken). Mit der Zeit wurden weitere Bestimmungen in die Bundesverfassungaufgenom 
men, die Grundlage sozialpolitisch motivierter Gesetzgebungen bildeten24 . Ohne einem theo 
17 
18 
19 
20 
21 
D ie neun klassischen sozialen Risiken , deren Absicherung das Konzept der sozialen Sicherheit dient 
ergeben sich aus der !AG-Konvention Nr. 102 von 1952 (SR 0.831.1 02): medizinische Behandlun 
und Erwerbsausfall bei Krankheit, Mutterschaft, Alter, Arbeitsunfall, Berufskrankheit , Familienlasten, 
Invalidität, Hinterlassensein sowie Arbeitslosigkeit. 
PHILIPPE MASTRONARDI, Strukturprinzipien der Bundesve rfassung? Fragen zum Verhältnis von Rech 
und Macht anhand des Wirrschafrsstaatsprinzips, Beiheft 7 zur ZSR, Basel / Frankfurt a.M. 1988, S. 19 
Z .B. MARGRITH BIGLER-EGGENBERGER, Nachgeführte Verfassung: Sozialziele und Sozialrechte, in: Oe 
Verfassungsstaat vor neuen Herausforderungen, Festschrift für Yvo Hangartner, Sr. Gallen/Lachen 1998, 
S. 497 ff., 499 f.; DANIEL THüRER, Die drei traditionellen << Welten» der Bundesverfassung- Aufbruch zu 
einer vierten <<Welt>>?, in: HELMUT HoLZHEYI GEORG Kü HLER (Hrsg.), Verrechdichung und Verantwor-
tung, studia philosophica, Supplementum 13, 1987, S. 233 . 
Z .B. T scHUDI, Sozialverfassung (Anm. 1), S. 2 f. Kritik am Begriff der sozialen Gerechtigkeit bei MAu 
RER, Sozialversicherungsrecht (Anm. 5), S. 44. Siehe auch § 1 Abs. 1 der ersten Buches des deutsche 
Sozialgesetzbuches, wo soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit ausdrücklich als Ziele der Sozialge 
setzgebung benannt werden. 
ULRICH H ÄFELINIWALTER H ALLER, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 4 . Aufl. , Zürich 1998, Rz. 153 
H ALLERIKöLZ (Anm. 2), S. 126 f. 
22 Vgl. EBERHARD EICHENHOFER, Sozialrechr, 2. Aufl., Tübingen 1997, Rz. 120. 
23 
24 
Kö LZ, Verfassungsgeschichte (Anm. 7), S. 577, 613. 
Siehe die Darstellungen der Entwicklung bei THOMAS LOCHER, Grundriss des Sozialve rsicherungsrecht 
') A ,,(-l P. P rn 1 ()()7 ' ~n rr. T T!!)Jru 1\Aa:va:o _P, , ACJ;D A llnPTT'\ Pi nP J:i nfii hrlln CT/f Th Pr..-:i r hr in· l-l KnT I 1:. 
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retischen Konzept zu folgen, vielmehr jeweils als Reaktion auf aktuelle Missstände, wurden 
in den letzten 125 Jahren die Sozialverfassung und -gesetzgebung schrittweise ausgebaut. 
D amit einher ging auch ein Wandel des Staatsverständnisses: War die Verfassung von 1848 
noch überwiegend den liberalen Idealen der möglichst weitgehenden Zurückbindung staat-
licher Interventionen verpflichtet, also einer Abwehrhaltung gegenüber dem Staat, so wurde 
zunehmend und wird heute vom Leistungsstaat auch die Herstellung sozialer Gerechtigkeit 
und Daseinsvorsorge im weitesten Sinn erwartet25• 
Einen weiteren Entwicklungsschritt bedeutete für die Sozialverfassung die Annahme der 9 
neuen Bundesverfassung vom 18. April 1999. Im Wesentlichen blieben die bereits aner-
kannten Gehalte der Sozialstaatlichkeit zwar unverändert erhalten; doch machte insbeson-
dere die Aufnahme der Sozialziele (Art. 41 BV), der Chancengleichheit (Art. 2 Abs. 3 BV) 
sowie des Rechts auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) die Sozialverfassung transparenter, 
fassbarer und setzte neue Akzente. 
2. Sozialstaatlichkeit als Strukturprinzip der Bundesverfassung 
N ach der gelebten Verfassungswirklichkeit und dem weitaus überwiegenden Teil der Lehre 
ist die Schweiz ein demokratischer, föderalistischer, sozialer und freiheitlicher Rechtsstaat26 . 
Rechtsstaatlichkeit, Bundesstaatlichkeit, Sozialstaatlichkeit sowie die typisch schweizerische 
Form der demokratischen Mitwirkung bilden Strukturprinzipien der Bundesverfassung27 • 
Als Strukturprinzipien gelten Generalisierungen von Verfassungsnormen mit einem gemein-
samen Orientierungsgehalt28 . Dieser besteht bei der Sozialstaatlichkeit im Bekenntnis zur 
sozialen Verantwortung des Staates, zum Engagement für die sozial Schwächeren29 oder-
mit Bezug auf die vorne beschriebenen Ziele des Sozialstaates - im verfassungsrechtlich 
fundierten Auftrag, soziale Sicherheit, soziale Gerechtigkeit, sozialen Ausgleich und Chan-
cengleichheit zu gewährleisten. 
D ie Strukturprinzipien der Verfassung stehen gleichwertig nebeneinander, die Lösung all-
fälliger Zielkonflikte obliegt in erster Linie dem Verfassungs- und Gesetzgeber sowie auch 
den übrigen Staatsorganen, die in der konkreten Entscheidungssituation abwägend zwi-
schen den widerstrebenden Gesichtspunkten zu vermitteln haben30 • 
'
5 Vgl. M üLLER, Soziale Grundrechte (Anm. 2), S. 7 1 ff.; M ASTRO NARDI (Anm . 18), S. 60 f. 
26 Siehe PETER UEBERSAX, Stand und Entwicklung der Sozialverfassung der Schweiz, AJP 1998, S. 4 mit 
zahlreichen Hinweisen; RHI NOW (Anm. 4), S. 174; PI ERRE T sCHANNEN, Ein Akt der Ehrlichkeit- die 
Sozialziele, in : NZZ vom 10. Januar 1998, S. 83. ] EAN-FRAN<;:OIS AUBERT, Un droit social encadre, ZSR 
199 1 ], S. 158 differenziert: die Schweiz sei kein Sozialstaat, verfüge aber über ein Sozialrecht. 
27 Botschaft V E 96 (Anm. 4), S. 14 ff. , 204. MASTRONARDI (Anm . 18), S. 49 ff. , fügt diesen vier Struktur-
pri nzipien noch das Nationalstaats- und das Wirtschaftsstaatsprinzip hinzu und erweitert das Sozialstaats-
prinzip zu einem allgemeineren Leistungsstaatsprinzip (S. 60 f.). 
28 Vgl. MASTRONARDI (Anm. 18) , S. 43, 44: < Vereinfacht ausgedrückt wären demnach Strukturprinzipien 
jene G rundsatzgehalte der Verfassung , die man aufzählen müsste, wenn man mir möglichst wenig Ele-
menten e in e Verfassune: lückenlos charakterisieren wo llte.» 
10 
11 
12 
§ 34 
3. Betonung von Subsidiarität und Eigenverantwortung 
Eine der hervorstechenden Eigenarten der schweizerischen Sozialverfassung besteht in der 
starken Gewichtung der Subsidiarität staatlicher Hilfeleistung gegenüber privater Initiative 
und der Eigenverantwortung der Einzelnen: Art. 6 BV weist ausdrücklich auf die Eigenver-
antwortlichkeit und die Pflicht der Einzelnen hin, nach Kräften an den gesellschaftlichen 
Aufgaben mitzuwirken31• Die in Art. 41 Abs. 1 BV genannten Sozialziele-nicht aber die in 
Art. 41 Abs. 2 BV angestrebte wirtschaftliche Absicherung gegen Alter, Invalidität, Krank-
heit, Unfall, Arbeitslosigkeit, Mutterschaft, Verwaisung und Verwitwung32 - sind ebenfalls 
<< in Ergänzung zu persönlicher Verantwortung und privater Initiative>> zu verfolgen . Auch 
beim Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) hat das Parlament noch eine Subsidiaritäts-
klausel ( « . . . nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, ... ") eingefügt. 
B. Elemente der Sozialverfassung 
13 Zählt man sämtliche Verfassungsnormen auf, die ganz oder teilweise dem sozialstaatliehen 
Strukturprinzip zugeordnet werden können, so ergibt sich eine stattliche Liste von Bestim-
mungen verschiedenster Art33 • Den Kern der Sozialverfassung bilden die sozialstaatliehen 
Zielnormen sowie die Sozialrechte (nachfolgend Ziff. III. und IV.). Von zentraler Bedeu-
tung sind sodann die Kompetenznormen, welche die Grundlagen für die klassischen Berei-
che der Sozialgesetzgebung bilden (Wohnen, Arbeit, soziale Sicherheit und Gesundheit) 34 . 
Diese enthalten neben der Kompetenzzuweisung an den Bund oft auch konkrete Gesetz-
gebungsaufträge und programmatische Bestimmungen35 • Daneben sind Kompetenznormen 
in anderen Gebieten (Bildung, Kartell- und Preisüberwachung, Konsumentenschutz, Wirt-
schafts- und Konjunkturpolitik, Opferhilfe, Steuern etc.) von teilweise erheblicher sozialpo-
litischer Relevanz36. 
14 Das in Art. 35 BV festgelegte konstitutiv-institutionelle Grundrechtsverständnis, d.h. die 
Hervorhebung der programmatischen und flankierenden Teilgehalte der Grundrechte37, kann 
ebenfalls der Umsetzung sozialstaatlicher Ziele dienen, da der Staat für die Verwirklichung 
der Grundrechte in der ganzen Rechtsordnung und auch unter Privaten sorgen muss. 
31 
32 
.l3 
34 
35 
MADER, Sozial- und Umweltverfassung (Anm. 3), S. 698 f.; RHI NOW (Anm. 4), S. 172 f. 
MADER, Sozial- und Umweltverfassung (Anm. 3), S. 699; RHI NOW (Anm. 4), S. 175; siehe auch die 
Kririk von H ANS PETER T SCHUD I, Das Sozialrecht im Entwurf zu einer reformierten Bundesverfassung 
von 1995, SZS 40 (1996), S. 196, am Verfassungsentwurf von 1995, in welchem auch die heure in Arr. 
41 Abs. 2 BV genannten Risiken unrer den Subsidiarirärsvorbehalr gesrellr wurden. 
Siehe die Übersichren bei M ADER, Sozial- und Umweltverfassung (Anm. 3), S. 698 ff. und zur alten 
Bundesverfassung Borschaft VE 96 (Anm. 4), S. 197 f., Sc HWEINGRUBER (Anm . 11), S. 81 ff., T scHUDI, 
Sozialverfassung (Anm . 1), S. 7 f. sowie UEBERSAX (Anm. 26), S. 5 f. 
8. Abschnin der BV. Siehe dazu Beitrag 62 in diesem Handbuch. 
ScHWEING RUBER (Anm. 11) , S. 85; T scHUDI, Sozialverfassung (Anm. 1), S. 26 f. 
36 Dazu M ADER, Sozial- und Umweltverfassung (Anm . 3), S. 702 mir einer (nicht abschliessenden) Aufzä h-
lung der sozialpolirisch relevanten Zusrändigkeirsnormen. 
37 Siehe z.B. Borschaft VE 96, S. 192; BENJAMIN ScH INDLER, Zu Begriff und Verständnis der «Grundrechte• 
;n .1 P r n PliP n R"n.1PwPrFo«lln O'. ;n· T HnMAS GÄ<'~HTFRIMAHT I N BERTS<.H I 1Hrs !7.). Neue Akzente in de.E 
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Sozialpolitische Anliegen haben som1t 111 fast allen Zuständigkeitsbereichen des Bundes 
Berücksichtigung gefunden38 , was den Charakter des Sozialstaatsgedankens als Strukturprinzip 
der Verfassung klar erkennen lässt. Deswegen und weil die Sozialziele im Rahmen der gesam-
ten verfassungsmässigen Zuständigkeit zu verfolgen sind (Art. 41 Abs. 3 BV), ist eine ab-
schliessende Aufzählung der sozialpolitisch relevanten Normen weder möglich noch sinn-
voll . Sozialstaatlichkeit ist vielmehr von ihren nunmehr der Verfassung zu entnehmenden 
Zielen her zu begreifen. 
Einige Kantonsverfassungen enthalten Sozialrechte und Sozialziele, die über die bundes-
rechtlichen Vorgaben hinausgehen39 . Zudem sorgen die Kantone mit der öffentlichen Für-
sorge für die elementaren Absieherungen der menschlichen Existenz40 und nehmen eme 
Vielzahl von Aufgaben im Bildungs- und Gesundheitsbereich wahr. 
III. Sozialziele und andere programmatische Normen 
A. Präambel und Chancengleichheit (Art. 2 Abs. 3 BV) 
Bereits in der Präambel der Bundesverfassung, im zweitletzten Absatz, klingt die sozial-
staatliche und solidarische Ausrichtung der Verfassung an: << gewiss, .. . dass die Stärke des 
Volkes sich misst am Wohl der Schwachen». Damit wird zwar ein tragender Grundwert der 
Verfassung benannt, doch hat die Präambel selbst vor allem symbolische Bedeutung. Ihr 
normativer Wert ist äusserst gering41 • 
Die im Zweckartikel der Bundesverfassung verankerte Chancengleichheit (Art. 2 Abs. 3 
BV) weist primär programmatischen Gehalt auf. Sie ist eine < Impulsnorm» oder ein Dauer-
auftrag an die Behörden in Bund und Kantonen und kann zudem zur Auslegung anderer 
Normen beigezogen werden42 . Mit der Chancengleichheit fand ein zentrales sozialstaatliches 
Anliegen Eingang in den Verfassungstext43 . Angestrebt wird nicht eine <Gleichmacherei>> 
oder eine umfassende Kompensation der faktisch sehr unterschiedlichen Startchancen im 
Leben, sondern eine <<Angleichung der Chancen, insbesondere von den grundrechtliehen 
Freiheiten Gebrauch zu machen»44. Die Aufnahme der Bestimmung in die neue Bundes-
verfassung war bis in die letzte Differenzbereinigung in den Räten umstritten; damit erklärt 
18 M ADER, Sozial- und Umweltverfassung (Anm . 3), S. 702. 
l<l WAI.:TER KÄMPFER, Über soziale Grundrechte in den rotairevidierten Kantonsverfassungen, in: Festgabe 
Alfred Rörheli zum fünfundsech zigsten Gebunsrag, Solorhurn 1990, S. 203 ff.; RENE WIEDERKEH R, Die 
Kerngehalrsgaramie am Beispiel kamanaler Grundrechte, Bern 2000, S. 70 ff. 
40 Dazu umfassend FEux W m .HERS, G rundriss des Sozialhil ferechrs, 2 . Aufl ., Bern 1999. 
11 Vgl. MARTlN B ERTSCHI/T HOMAS G ÄCHTER, Schöne Worte? Zur Eignung der Präambel , des Zweckartikels 
und des Ap pells an die Verantwortung als Leidinien sraadichen Handelns, in: THOMAS G ÄCHTERI MAR· 
TIN BERTSCHI (Hrsg. ), Neue Akzeme in der <machgefühnen>> Bundesverfassung, Z ürich 2000 , S. 10 ff. , 
13 mir H inweisen . Ebenso MONIQUE SuLSE R, Aufbau der G rundsarza rrikel , in: THOMAS FLEINERf PETER 
FORSTERfALE.XANDER MisiciURs T HALMANN (Hrsg. ), BV- CF 2000 , Die neue schweizerische Bundes-
verfassung, Basel/Genf/M ünchen 2000, S. 24 . 
BERTSCHIIGÄCHTER (Anm. 41 ), S. 17 f., 19 ff., 26 f. mir Hinweisen. 
Bislang wurde die C hancengleichheir als programmari scher Teilgehair des Rechrsgleichheirsgebores be-
15 
16 
17 
18 
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sich auch weshalb der Wortlaut (<< ... unter den Bürgerinnen und Bürgern. >>) nicht de 
weiter aefassten Art. 2 Abs. 1 BV (<< . .. Rechte des Volkes ... >>) angeglichen worden ist45 . 
0 
B. Wohlfahrtsartikel (Art. 2 Abs. 2 und Art. 94 Abs. 2 BV) 
19 Art. 2 und Art. 31 bis Abs . 1 aBV bildeten lange das <<Grundgerüst>> der schweizerische 
Sozialverfassung46 . Sie waren neben den sozialpolitischen Kompetenznormen die einzige 
normativen Angelpunkte für eine sozialstaatliche Deutung der Bundesverfassung
47
• 
20 Bei Art. 31 bis Abs. 1 aB V handelte es sich um ein Bekenntnis zu einer sozialverpfl ichtete 
W irtschaftsordnung48 • Inhaltlich hat die Neufassung dieser Bestimmung in Art. 94 Abs. 
BV keine Neuerungen gebracht. Verändert hat sich jedoch der Verfassun~sk~ntext: Durc 
die Erweiterung der Staatszwecke in Art. 2 BV und die Aufnahme der Sozialziele wurde de 
wirrschaftspolitische WohlfahrtSartikel gewissermassen entlas~et 49 , _d.h. Art. 94_ ~bs. _2 B 
weist heute in seinem Bedeutungsgehalt nicht mehr über die Wmschaftspolmk hmaus 
Innerhalb der W irrschaftsordnung weist er aber auf deren soziale D imension hin 5°. Gleich 
ze itig wird deutlich, dass eine wichtige gegenseitige Beziehung zwischen Sozial- u~d Wi~t 
schaftspolitik besteht: Insbesondere ist Sozialstaatlichkeit nur auf der Grundlage emer le1s 
rungsfähigen W irtschaft möglich , die durch sie nicht gelähmt werden darf5 1• 
21 
C. Sozialziele (Art. 41 BV) 
Die Bundesverfassung unterscheidet zwischen direkt anspruchsbegründenden Grundrech 
ten (Sozialrechten i.e.S.) und den programmatischen Sozialzielen52 . D iese Aufteilung ge_h 
auf das Beispielneuerer Kantonsverfassungen zurück53 , welche wiederum auf den Ergebms 
sen der Diskussion um die Aufnahme von Sozialrechten in die Verfassung beruhen 54. Dabe 
hat sich die Auffassung durchgesetzt, dass es redlicher und transparenter ist, zwischen direk 
45 BERTSCHi/GÄCHTER (Anm . 41), S. 18 mir Hinweisen und MADER, Sozial- und U mwelrve rfassung, (Anm. 
3), S. 699. · 1 
46 Siehe z.B. Borschaft VE 96, S. 127, 199; BIGLER-EGGENBERGER (Anm. 19), S. 508 f.; T sCHUDI, Sozta 
ve rfassung (Anm . 1), S. 12 f.; recht we itgehend DERS . .' Die gemeinsame W ?hlfahrr (BV Arr . 2), in: H AN 
PET ER T scHUDI, Sozialstaat. Arbeits- und Sozialvem cherungsrechr. Schnfren aus den Jahren 1983 bt 
1995 , Zürich 1996, S. 9 ff., 12. G egen die Aufwertung des Wohl fahrrszwecks zu em er Soz1alsraars 
klausei aber ] EAN-FRAN<;:OIS AuBERT in Kommenrar BV, Arr. 2 aBV, Rz. 30 f. . 
47 Teilwe ise wurde jedoch auch aus Art. 4 aBV ein beschränktes Egalisierungsgebot abgelener; vgl. GEOR 
M üLLER in Kommenrar BV, Arr . 4 aBV, Rz. 4a mir Hinweisen . 
48 Z.B. H ÄFELINiH ALLER (Anm. 2 1), Rz. 1452 mir Hinweisen. 
49 Vgl. dazu STEFAN VoGEL, Grundsätze der W irrschaftsordnung (Arr. 94 BV): in: T HOMAS GÄCHTERIMAR 
TIN BERTSCHI, Neue Akzente in der < nachgeführren>> Bundesverfassung, Zunch 2000 , S. 211 f. . 
5o Borschaft VE 96 (Anm. 4), S. 296. Dies wird auch ersiehdich aus dem U nterschied zum bundesrä tli che 
Verfassungsemwurf (Vernehmlassungsenrwurf) vo n 1995, der keine entsprechende Besommung ent 
hielt, sondern ledigli ch den Wohlfahrrszweck des Art. 2 BV sow1e d1e Soz1abele. 
'
1 Vgl. z.B. T scHUDI, Sozialverfassung (Anm. 1), S. 82 ff., 86 f. . . . . . 
52 AND REAS Au ERIGIORGIO MALINVERNI/MICHEL H oTrELIER, Drolt consmunonnel su1sse, Vo l. Tl , Les dr01 
fondamenraux, Rz. 1490 ff. Zu den Sozialzielen auch H A s PETER T scHUDI, Die Sozialziele der neueo 
Bundesverfassung (zir. Sozialziele), SZS 1999, S. 364 ff. 
53 Arr . 29 und 30 der Berner Kantonsverfassung, Art. 24 und 25 der Ap penze ll Ausserrhoder Kanrons-
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anspruchsbegründenden Sozialrechten und programmatischen Sozialzielen zu unterschei-
den55 . Das massgebende Unterscheidungskriterium bildet die Justiziabilität 56 . 
Im Vergleich zur Präambel oder den Wohlfahrtsartikeln sind die Sozialziele konkreter und 22 
fassbarer formuliert. Sie sind auch griffiger als die blassen Deklarationen der Sozialstaat-
lichkeit, wie sie viele Verfassungen kennen57. Damit nehmen sie eine Zwischenstellung ein 
zwischen inhaltlich äusserst offenen Prinzipiennormen, Grundrechten sowie konkreten Ge-
setzgebungsaufträgen58 und bilden gewissermassenein substanziiertes Bekenntnis zur Sozial-
staadichkei t. 
Die Sozialziele begründen für sich allein keine Grundlage für subjektive Ansprüche (Art. 41 23 
Abs. 4 BV) oder neue Bundeskompetenzen. Sie verpflichten aber Bund und Kantone, im 
Rahmen der bestehenden Zuständigkeiten, die Ziele zu konkretisieren und zu verwirkli-
chen (Art. 41 Abs. 3 BV) , und zwar primär auf dem Weg der Normsetzung59 . Auch wenn es 
sich bei den Sozialzielen <<nur>> um finale Normen handelt, welche keine konkreten Um-
setzungsmodelle vorschreiben, sind sie als formelles Verfassungsrecht verbindlich; sie müs-
sen durch alle Behörden in Bund und Kantonen beachtet und so weit wie möglich umge-
setzt werden60 . Dabei verbleibt zwar der Politik ein grosser Umsetzungsspielraum61 ; die Sozial-
ziele sind jedoch bei der Vorbereitung und Ausgestaltung der Erlasse zwingend mit zu be-
rücksichtigen62. 
Mit den sieben Zielbereichen in Art . 41 Abs . 1 BV und dem Z iel der wirtschaftlichen Absi- 24 
cherung der in Art. 41 Abs. 2 BV genannten sozialen Risiken gibt die Bestimmung nicht 
nur den Status Quo wieder, sie weist durch ihren finalen Charakter auch in die Zukunft und 
strebt eine immer bessere und den neuen Anforderungen angepasste Verwirklichung de r 
Ziele an. Damit bildet sie die Grundnorm der schweizerischen Sozialpolitik. 
Nebst dem Hinweis auf Eigenverantwortung und Subsidiarität staatlicher Sozialpolitik63 25 
enthält Art. 4 1 Abs. 3 BV den Vorbehalt, dass die Sozialziele nur im Rahmen der verfüaba-o 
ren M ittel anzustreben seien. Dabei handelt es sich um eine << poli t-psychologische Mah-
nung>>64 geringen rechtlichen Gehalts . Sie bedeutet namendich nicht, dass die Mi ttel für die 
55 In de r älteren Term inologie wurden beide Normtypen unter einem weit ve rstandenen Sozialrechtsbegr iff 
zusammengefass t. Vgl. z.B . PASCAL MAHON, Droirs sociaux et reforme de Ia Consti tution, in: D e Ia 
Constitution, Emdesen l'honneur de J.-F. Aubert, Basel/ Frankfurt a.M . 1996, S. 385 ff. 
16 AuERiMALINVERNI/H orrELIER (Anm. 52), Rz. 1486 ff.; J.P. MüLLER, Soziale Grundrechte (An m. 2), S. 20 ff. 
57 Siehe RHI NOW (Anm. 4), S. 174, mit Hinweisen auf ausländische Verfassungen . 
58 Botschaft VE 96 (Anm. 4), S. 199 f. 
59 Dabei ist nicht nur an den form ellen Gesetzgeber zu denken , denn die Sozialziele binden alle Organe in 
Bund und Kantonen (vgl. BIGLER-EGGENBERGER (Anm . 19), S. 514 und LUZIUS MADER, Grundrechte 
und Sozialziele-ein Brennpunkt der Verfassungsrefo rm , in: Gesetzgebung heute 1996/3, S. 24 f.) . Es 
widerspricht auch nicht Art. 4 1 Abs. 4 BV, wenn die Sozialziele bei der Rechtsanwendung zur Konkre-
tisierung anderer Verfassungsbes timmungen herangezogen oder, im Rahmen der verfassungskonfo rm en 
Auslegung, der Auslegung von hierarch isch niedrigerem Recht dienstbar gemaehr werden . 
60 Botschaft VE 96 (Anm. 4), S. 200 f. 
6! Die Borschaft VE 96 (Anm. 4), S. 201 führt aus, dass der politische Sp ielraum aber immerhin insofe rn 
begrenz t ist , als der Rückfallunter ein minimales Schurzniveau verhindert werden so ll. Einem solchen 
Rückfall stünden zudem auch internationale Verpflichtungen entgegen (vgl. vo rne Z iff. I. C. am Ende) . 
Zur Umsetzung der Sozialziele T SCHUDI, Sozialziele (Anm. 52), S. 366. 
6
' Siehe z.B. Ar t. 43 Abs . 2 GVG . 
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Verwirklichung der Sozialziele erst dann zur Verfügung stehen sollen, wenn andere Ziele 
bereits erfüllt worden sind65 . 
D. Stellung der Behinderten 
26 Die neue Bundesverfassung hat die rechtliche Stellung von körperlich, geistig und psychisch 
Behinderten verbessert 66 . Über die im Rahmen der Sozialversicherungen gewährleisteten 
Ansprüche hinaus wurde neu auch ein explizites Diskriminierungsverbot (Art. 8 Abs. 2 
BV) 67 sowie ein «Gleichstellungsanikeh> aufgenommen (Art. 8 Abs. 4 BV) 68 . Während das 
Diskriminierungsverbot unmittelbar anwendbar ist69 , bindet der Gleichstellungsauftrag le-
diglich den Gesetzgeber. 
IV. Sozialrechte70 
A. Recht auf Hilfe in Notlagen (Art. 12 BV) 
27 «Die Sicherung elementarer menschlicher Bedürfnisse wie Nahrung, Kleidung und Obdach 
ist die Bedingung menschlicher Existenz und Entfaltung überhaupt. Sie ist zugleich unent-
behrlicher Bestandteil eines rechtsstaatliehen und demokratischen Gemeinwesens .. . >> 71 Mit 
diesen Ausführungen anerkannte das Bundesgericht 1995 ein ungeschriebenes verfassungs-
mässiges Recht aufExistenzsicherung72 . Dieser Anerkennung ging neben der Lehre, welch 
praktisch einhellig einen solchen Anspruch anerkannte73 , auch die flächendeckende Fürsorge 
praxis der Kantone (öffentliche Sozialhilfe) und die Aufnahme des Anspruchs in einzeln 
Kantonsverfassungen sowie den bundesrätlichen Verfassungsentwurf von 1995 (Vernehmlas-
sungsentwurf) voraus74 . Die Erwägungen des Bundesgerichtes nahmen zwar keinen Bezug! 
65 M ADER, Sozial- und Umweltverfassung (Anm. 3), S. 699. 
66 Z u Enrwicklung und Bedeutung der betreffenden Bestimmungen vgl. BEATRICE LUGINBÜHL, Zur Gleich-
stellung der Behinderten in der Schweiz, in: THOMAS GÄCHTERIMAIUI N BERTSCHI, Neue Akzente in der 
< nachgeführten» Bundesverfassung, Zürich 2000, S. 99 ff. 
"
7 Siehe dazu z.B. Jö RG PAUL M üLLER, Diskriminierung behinderterPersonende constiturione lata et ferenda, 
in: ERWI N M u RER (Hrsg. ), Eingliederung vo r Rente- Eingliederung in der Sackgasse?, Bern 1998, S. 1 ff. 
68 Im Hinblick auf diese Bestimmungen wurde ein Minderheitsanrrag, welcher die Aufnahme der 
Behindertengleichstellung in die Sozialziele forderte (BB11998 , S. 380, Minderheit VII) zurückgezogen 
(Amtl. Bull. N R, 1998, Reform der Bundesverfassung, Separatdruck (zit. Amt! . Bull. NR, Reform BV), 
S. 247, Votum Jost Gross). 
69 Vgl. BGE 126 V 70, 73 . 
70 Vgl. zur Terminologie vo rne Ziff. III. C. 
71 BGE 121 I 367 ff., 371 mit Hinweis aufJ .P M üLLER. H ervorhebung im Original. 
n Die erst durch das Parlament vo rgenommene Umbenennung des Artikels in «Recht auf Hilfe in Notla-
gen >> beabsichtigte keine Einengung des Anspruchs; vielmehr sollte durch die Umbenennung verdeut-
li cht werden , dass es sich nicht um ein Recht auf ein Existenzminimum handle (Amt!. Bull. SR, 1998, 
Reform der Bundesverfassung, Separatdruck (zit. Amt!. Bull. SR, Reform BV), S. 40, Votum Inderkum 
und a.a.O. , S. 187 f., Votum Bundesrat Koller) . 
-, _<;i PhP .iiP HinwPi.<P in RCF 12 1 r % 7 ff. '\72 . 
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auf den Uno-Pakt über die wirtschaftlichen und sozialen Rechte75, doch erfüllte die Aner-
kennung des Grundrechts auf Existenzsicherung das Postulat, zumindest elementare Aspek-
te der darin enthaltenen Garantien einer gerichtlichen Überprüfung zugänglich zu machen76. 
Im parlamentarischen Verfahren wurde dem Artikel der Passus << ••• und nicht in der Lage 28 
ist, für sich zu sorgen ... >> beigefügt. Damit soll einerseits die Subsidiarität des Anspruchs 
gegenüber der Eigenverantwortung des Individuums zum Ausdruck gebracht werden77 . 
Anderseits betont er die objektive Voraussetzung der gegenwärtigen Mittellosigkeit; d.h. 
auch eine Person, die nur theoretisch oder in Zukunft über finanzielle Mittel verfügt, kann 
unter Umständen anspruchsberechtigt sein78 • 
In persönlicher Hinsicht ist jeder Mensch, der sich auf dem Gebiet der Schweiz in einer 29 
Notlage befindet- unabhängig von der Staatsbürgerschaft oder dem ausländerrechtliehen 
Status- Träger dieses Rechts und damit anspruchsberechtigt 79. Eine Notlage besteht dann, 
«wenn sich jemand die für ein menschenwürdiges Dasein unentbehrlichen materiellen Grund-
lagen nicht selbst verschaffen kann >> 80 • 
Das Recht auf Hilfe in Notlagen gewährleistet kein zahlenmässig festgelegtes Mindestein- 30 
kommen. Umfang und Art der Leistungen (Geld- oder Naturalleistungen) werden in erster 
Lin ie durch das zuständige Gemeinwesen auf der Grundlage seiner Gesetzgebung festge-
legt81. Diese Leistungen müssen Gewähr dafür bieten, dass die elementarsten materiellen 
und persönlichen Bedürfnisse gedeckt werden82 . 
Beim Recht auf Hilfe in Notlagen fallen Schutzbereich und Kerngehalt zusammen, d.h. im 31 
Schutzbereich des Rechtes sind keine Eingriffe zulässig (Art. 36 Abs. 4 BV) 83 . Indem die 
Verfassung bestimmt, unter welchen Voraussetzungen ein Leistungsanspruch besteht, kann 
dieser Anspruch nicht durch den Gesetzgeber entzogen werden84, auch nicht bei selbstver-
schuldeter Notlage85 • Es gibt sodann keine Verwirkung durch Rechtsmissbrauch86 ; solchen 
Fällen kann nur mit der Änderung der Art der Leistung oder Massnahme begegnet wer-
den87 . 
-s SR 0.103.1. 
76 Siehe }öRG KüNzu/WALTER KÄLIN, Die Bedeutung des UNO-Paktes über wirrschaftliehe und soziale 
Rechte für das schweizerische Rech t, in: W ALTER KÄLI NIGIORGIO MALINVERNIIMANFRED N owAK, Die 
Schweiz und die UNO-Menschenrechtspakte, 2 . Auf!., Basel u.a. 1997, S. 130 f; BGE 121 V 229. 
-
7 Vgl. Amt!. Bull. SR, Reform BV (Anm. 72), S. 40 f., Voten Inderkum. Siehe auch vorne Ziff. !I. A. 3. 
78 J.P. M üLLER, Grundrechte (Anm. 74), S. 169. 
-
9 BGE 121 I 367 ff. , 374 und BGE 122 II 186 ff., 197; AuER/M ALI NVERN I/HoTTELIER (Anm. 52), Rz. 
1508 f.; J.P. M üLLER, Grundrechte (Anm. 74), S. 169. 
80 J .P. MüLLER, Grundrechte (Anm. 74), S. 17 0. 
81 BGE 121 I 367 ff. , 373; AUERIMALI NVERNI/HOTTELIER (Anm. 52), Rz. 1510 ff.; J.P M üLLER, G rund-
rechte (Anm . 74), S. 17 1 f. 
" Botschaft VE 96 (Anm. 4), S. 149; J.P M ü LLER, Grundrechte (Anm. 74), S. 17 1 ff. , wo auch mögliche 
Kriterien für die Leistungsbemessung genannr werden (v.a. S. 173 ff. ) . 
83 J .P M üLLER, Grundrechte (Anm. 74) , S. 178 , mit Hinweisen . 
8
' So BEATRICE W EBER-Dü RLER, Grundrechtseingriffe, in: ULRICH ZIMM ERLI (Hrsg. ), Die neue Bundes-
verfassung, Bern 2000, S. 151 f mit Hinweisen . 
85 J.P. M üLLER, Grundrechte (Anm. 74), S. 178 . 
86 V<>l. iP.inc:h 7 11 .ii e.<P r MM!i chkeir RCF 1?.1 T "(;7 FF.. "7 ~: RCF 1?.?. Tl 1'l " Ff. 1'lR 
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B. Anspruch auf Grundschulunterricht (Art. 19 BV) 
32 Der Ansp ruch auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschulunterricht dient einer-
seits der Verwirklichung der Chancengleichheit, indem alle Menschen ein Mindestmass an 
Bildung erhalten, das für ihre Entfaltung und die Wahrnehmung der Grundrechte unab-
dingbar ist. Anderseits ist eine genügende Bildung auch von staatspolitischer Tragweite (Funk-
tionstüchtigkeit der Demokratie), da die Bildung eines eigenen politischen Willens und die 
Ausübung der politischen Rechte verschiedene Grundkenntnisse voraussetzt 88 • 
33 Ein Recht auf Bildung, die über den Grundschulunterricht hinausgeht, kann aus Art. 19 
BV jedoch nicht abgeleitet werden. Das Bundesgericht hat ein solches Recht auch nicht als 
ungeschriebenes Grundrecht anerkannt 89 • 
34 Der Anspruch auf Grundschulunterricht war im bundesrätlichen Verfassungsentwurf noch 
im Schulartikel (Art. 62 BV) integriert. Die Räte gliederten ihn als justiziables Sozialrecht 
jedoch aus dieser Norm aus und ordneten ihn unter die Grundrechte ein90 • Zum Verständ-
nis des Umfangs des Rechts muss aber dennoch auf Art. 62 Abs. 2 BV Bezug genommen 
werden: Das Grundschulobligatorium als Grundpflicht, die Notwendigkeit der staatlichen 
Leitung der Grundschulen (oder der staatlichen Aufsicht über privat geleitete Grundschu-
len)91 sowie der Grundsatz, dass nur die öffentlichen Schulen unentgeltlich sind, ergeben 
sich aus dieser Bestimmung. 
~ 5 Die Z uständigkeit fü r die Regelung des Grundschulwesens liegt bei den Kantonen (Art. 62 
Abs. 1 BV). Die Anforderung, welche die Bundesverfassung an diese Grundausbildung stellt 
(«ausreichend>>), belässt ihnen einen erheblichen Gestaltungsspielraum. Die Ausbildung muss 
aber aufjeden Fall genügen, um die Schülerinnen und Schüler angemessen auf ein selbstver-
antwortliches Leben im modernen Alltag vorzubereiten92 . Dies bedingt natürlich eine ge-
wisse Mindestdauer der Schulpflicht 93 . Der Unterricht muss grundsätzlich am Wohnort der 
Schüler erteilt werden; die räumliche Distanz zwischen dem Wohn- und Schulort darf den 
Zweck der ausreichenden Grundausbildung nicht gefährden94 . Behinderte Kinder haben 
ebenfalls Ansp ruch auf eine kostenlose, ihren Fähigkeiten angepasste Schulung95 . 
88 Siehe z.B. Borschaft VE 96 (Anm. 4), S. 277 f.; H ALLERI KöLZ (Anm. 2), S. 69. 
89 BGE 103 Ia 369, 377 f.; Au ERIMALI NVERJ NJ/HoTTELI ER (Anm. 52), Rz. 1526; BIGLER-EGGENBERGER 
(Anm. 19), S. 505; J.P. M üLLER, Soziale G rundrechte (Anm. 2), S. 7 ff., 212 ff. ; UEBERSAX (Anm. 26) , 
S. 13 . 
90 Auf Bundesebene kann der Anspruch heu te vor Bundesgeri cht geltend gemacht werden. Bis zum ln-
krafttreten der neuen Bundesverfassung am 1.1.2000 war der Bundesrat für Beschwerden betreffend das 
Primarschulwesen zuständig (Art . 73 Abs . 1 lit. a Z iff. 2 aVwVG) . 
91 D er Text von Art. 62 Abs. 2 BV stellt klar, dass kein staatliches Schulmonopol bes teht. Borschaft VE 96 
(Anm . 4), S. 277. 
92 AUER/MALI NVERNJ/ H orrELJER (Anm . 52), Rz. 1519 ff. 
93 Die Kantone haben sich im Konkordat über die Schulkoordination vom 29. Oktober 1970 (SR 411.9) 
auf eine M indes tschuldauer von neun Jahren verständigt (Art. 2 lit. b). 
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Die Kostenlosigkeit des Unterrichts erstreckt sich auf die Ausbildung und das dafür not- 36 
wendige Schulmaterial96 , nicht jedoch auf den Besuch einer Privatschule , wenn dieser Be-
such freiwillig ist 97. 
Der obligatorische Grundschulunterricht steht allen schulpflichtigen Kindern zu, unabhän- 37 
gigvon ihrer Nationalität 98 . Er ist konfessionell neutral auszugestalten99 . Der Anspruch auf 
Grundschulunterricht ist nicht einschränkbar 100 . 
C. Unentgeltliche Rechtspflege (Art. 29 Abs. 3 BV) 
Der Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege dient der prozessualen Chancengleichheit. 38 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse einer Partei sollen nicht ausschlaggebend für den Ausgang 
sein 101. Der Anspruch steht allen natürlichen Personen zu, unabhängig von ihrer Staatsange-
hörigkeit 102, und umfasst neben der Unentgeltlichkeit des Verfahrens auch den Anspruch 
auf einen unentgeltlichen Rechtsbeistand, wenn dies zur Wahrung der Rechte der bedürfti-
gen Partei, die einen nicht aussichtslosen Standpunkt verfolgt, sachlich notwendig ist 103. Er 
erstreckt sich grundsätzlich auf alle Verfahrenszweige, auch auf nichtstreitige Verwaltungs-
verfahren. 
Der verfassungsmässige Anspruch in Art. 29 Abs. 3 BV gewährleistet als bundesrechtliche 39 
Minimalgarantie nur die vorläufige Befreiung von diesen Kosten, d.h. die vom Staat über-
nommenen Beträge können allenfalls zu einem späteren Zeitpunkt wieder eingefordert wer-
den, wenn die bedürftige Partei wieder zu genügend finanziellen M itteln gekommen ist 104. 
D. Schutz der Kinder und Jugendlichen (Art. 11 BV) 
Gehalt und praktische Konsequenzen dieser erst in der Schlussphase der parlamentarischen 40 
Beratung ausformulierten Bestimmung sind unklar105 . Sie verdankt ihre Aufnahme der 
96 AuERIMALI NVERNJ/HoTTELJER (Anm. 52) , Rz. 1525. 
9
' Botschaft VE 96, S. 278; Amt!. Bull. N R, Reform BV (Anm. 68) , S. 208 und Amt! . Bull. SR, Reform 
BV (Anm. 72), S. 157, Voten Bundesrat Koller. 
98 Botschaft VE 96, S. 278. 
99 Vgl. ].P. M üLLER, G rundrechte (Anm. 74), S. 90 ff. mit Hinweis vor allem auf Art. 15 Abs. 4 BV. 
H ÄFELI NIHALLER (Anm. 2 1), Supplement zur 4. Aufl ., Z ürich 2000, S. 65 . 
100 Vgl. W EBER-D üRLER (Anm. 84), S. 151 f. 
101 AuERIMALJ NVERNJ/ H oTTELI ER (Anm. 52), Rz. 1527 . Das Bundesgericht spricht von einer gewissen 
«Waffengleichheit», die durch den Anspruch erreicht werden so ll (BGE 11 9 Ia 134 ff., 135) . 
102 N ur in ganz speziell gelagerten Fällen können sich auch juristische Personen darauf berufen, BGE 119 Ia 
337 ff. 
103 N icht erfasst werden die kostenlose Rechtsberatung sowie die Befreiung von einer Parteientschädigung 
an die G egenpartei O.P. M üLLER, G rundrechte (Anm. 74) , S. 545) . 
104 J.P. M üLLER, G rundrechte (Anm . 74), S. 545. Z ur reichhaltigen Praxis zu Art . 4 aBV vgl. als ersten 
Einstieg AuER/MAu NVERNJ/HOlTELIER (Anm. 52), Rz. 1527 ff. mit Hinweisen sowie J.P. M üLLER, Grund-
rechte (Anm. 74), S. 542 ff. 
101 M ADE R. Sozial- und Umweltverfassung (Anrn. 3) . S. 710: ALEXANDER M!SJC. Der Grundrechrskara lo2:. 
§ 34 
Einflussnahme der Jugendverbände und der Beharrlichkeit des Nationalrates106 • Kritik er-
fuhr die Bestimmung einerseits wegen der fraglichen Justiziabilität und anderseits deshalb, 
weil sie innerhalb der Grundrechte eine Art systemfremdes << Sonderrecht>> darstelle 107 • 
4 1 Die Bestimmung ergänzt einerseits di e anderen Z ielnormen, welche sich mit der Kinder-
und Jugendpolitik befassen 108 und weist anderseits inhaltlich und von der systematischen 
Stellung her eine ausgeprägte Nähe zum << Recht aufLeben und persönliche Freiheit>• in Art. 
10 BV auf 109• Noch nicht geklärt und damit der Rechtsprechung überantwortet ist die Fra-
ge, inwiefern der Schutzbereich von Art. 11 Abs. 1 BV über denjenigen der persönlichen 
Freiheit hinausgeht 110 • 
42 Aufgrossen Widerstand sti ess zunächst auch Abs. 2 von Art. 11 BV, welcher den Kindern 
und Jugendlichen die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen ihrer Urtei lsfähigkeit zugesteht111 • 
Demnach bedarf die Ausübung und Geltendmachung von Grundrechten, die dem Kind 
um seiner Persönlichkeit willen zustehen, ausnahmsweise keiner Zustimmung der Eltern, 
denn es wird nur auf die Urteilsfähigkeit des Kindes und die Persönlichkeitsnähe des Grund-
rechts abgestellt 112• Vor allem im Ständerat herrschte die Meinung vor, dass mit diesem 
Absatz lediglich die bisherige Praxis, eine << Selbstverständlichkeit>>, aufgenommen werde113• 
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